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 Änderung des Gesetzes über die politischen Rechte (GpR); Kommu-
nale Wahlen: Zweiter Wahlgang und Ersatzmitglieder 

 Der Kantonsrat von Solothurn 

 gestützt auf die Artikel 25 ff., 70 Absatz 1 und 71 Absatz 1 der Verfassung des 
Kantons Solothurn (KV) vom 8. Juni 1986[BGS 111.1.] und § 35 Absatz 2 des 
Kantonsratsgesetzes vom 24. September 1989[BGS 121.1.] 
nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des Regierungsrates vom ... 
(RRB Nr. .../...) 

 beschliesst: 

 I. 

 Der Erlass Gesetz über die politischen Rechte (GpR) vom 22. September 1996 
(Stand 1. August 2017) wird wie folgt geändert: 

 §  45bis 
3. Zweiter Wahlgang 
a) Kommunale Wahlen 

 1 Am zweiten Wahlgang nehmen die nicht gewählten Kandidaten und Kandida-
tinnen des ersten Wahlgangs teil. Vorbehalten bleibt Absatz 2. 

 2 Ein Rückzug der Kandidatur ist der Eingabestelle spätestens bis am Dienstag 
nach dem Wahltag, 17.00 Uhr, schriftlich mitzuteilen. 

 3 Unabhängig von einem Rückzug können sich neue Kandidaten und Kandidatin-
nen zur Wahl anmelden. Die Anmeldung erfolgt nach § 43 und ist bis zum über-
nächsten Montag nach dem Wahltag, 17.00 Uhr, bei der Eingabestelle einzu-
reichen. 

 4 Steht keine Person mehr zur Wahl, ist § 46 Absatz 4 anwendbar. 
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§  46 
3. Zweiter Wahlgang 

§  46 
b) Regionale und kantonale Wahlen 

1 Am zweiten Wahlgang nehmen die nicht gewählten Kandidaten und Kandida-
tinnen des ersten Wahlganges teil, deren Stimmenzahl mehr als 10% der gülti-
gen Wahlzettel beträgt. Vorbehalten bleiben Absätze 2, 3 und 3bis. 

 

2 Ein Rückzug der Kandidatur ist der Eingabestelle spätestens bis am Dienstag 
nach dem Wahltag, 17.00 Uhr, bei kantonalen Wahlen 21.00 Uhr, schriftlich mit-
zuteilen. Vorbehalten bleiben Absätze 3 und 3bis. 

 

3 Bei einem Rückzug der Kandidatur kann die Partei oder Gruppierung, zu wel-
cher sich die verzichtende Person bekannt hat, einen Ersatz vorschlagen. Der 
Wahlvorschlag ist bei der Eingabestelle einzureichen bis spätestens am Dienstag 
nach dem Wahltag 

 

a) bei kommunalen und regionalen Wahlen: 17.00 Uhr; a) bei regionalen Wahlen: 17.00 Uhr; 

b) bei kantonalen Wahlen: 21.00 Uhr.  

3bis  Bei einem Rückzug und Ersatzkandidatur gemäss Absatz 3 ist das Wahlvor-
schlagsformular "Rückzug/Anmeldung 2. Wahlgang" der Staatskanzlei zu ver-
wenden. Das Formular enthält: 

 

a) Familiennamen, Vornamen und Unterschrift der Person, welche ihre Kandida-
tur zurückzieht; 

 

b) Familiennamen und Vornamen, Geburtsdatum, Beruf, Wohnadresse, Heima-
tort und Unterschrift des Ersatzkandidaten oder der Ersatzkandidatin; 

 

c) die Unterschrift der präsidierenden und der geschäftsführenden Person der 
Partei oder Gruppierung; das Unterschriftsquorum gemäss § 43 entfällt. 

 

4 Steht keine Person mehr zur Wahl, hat die Einberufungsbehörde den Wahltag 
zu verschieben, einen Anmeldetermin für neue Kandidaten und Kandidatinnen 
festzusetzen und die Stimmberechtigten erneut zum zweiten Wahlgang einzube-
rufen. Die Anmeldung zur Wahl erfolgt nach § 43 und ist bis zum Anmeldetermin 
bei der Eingabestelle einzureichen. 
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§  126 
I. Nachrücken 

 

1 Wird während der Amtsperiode ein nach dem Proporzwahlverfahren bestellter 
Sitz frei, hat die Eingabestelle als gewählt zu erklären, wer auf der betreffenden 
Liste unter den Nichtgewählten am meisten Stimmen erzielt hat. 

 

2 Wurde die Behörde zu Beginn der Amtsperiode in stiller Wahl bestellt, so rü-
cken die Ersatzleute in der Reihenfolge nach, wie sie auf der Liste stehen. 

 

3 Sind in einer Kirchgemeinde, welche die Konfessionsangehörigen aus mehre-
ren Einwohnergemeinden umfasst, die Gemeinderatssitze auf die einzelnen Ein-
wohnergemeinden aufgeteilt, so rückt bei einem frei werdenden Sitz das Ersatz-
mitglied aus der betreffenden Einwohnergemeinde nach. Diese Regelung gilt 
analog für regionale Wahlen. 

 

 4 Ein kommunales Ersatzmitglied, welches amtet, wenn die ordentlichen Mitglie-
der verhindert sind oder Ausstandsgründe vorliegen, kann im jeweiligen Anwen-
dungsfall auf das Nachrücken verzichten, ohne seine Funktion als Ersatzmitglied 
zu verlieren. 

§  127 
II. Ersatzwahlen 

§  127 
II. Nachnomination und Ersatzwahlen 

1 Kann ein Sitz nicht durch Nachrücken besetzt werden, hat die Eingabestelle die 
Listenvertretung aufzufordern, innert einer angemessenen Frist einen Wahlvor-
schlag einzureichen. 

 

2 Der Wahlvorschlag bedarf der Zustimmung von mindestens drei Fünfteln aller 
noch stimmberechtigten Unterzeichnenden der Liste. War die Partei bei der Ein-
reichung des Wahlvorschlags vom Beibringen der Unterschriften dispensiert (§ 
38 Abs. 1 Satz 3), so kann der Vorstand der kantonalen Partei bzw. bei kommu-
nalen Wahlen der Vorstand der Ortspartei, welche die betreffende Liste einreich-
te, einen Wahlvorschlag unterbreiten. Sofern bei kommunalen Wahlen keine poli-
tische Gruppierung mehr existiert, kann der Gemeinderat einen Wahlvorschlag 
unterbreiten. 

 

3 Der oder die Vorgeschlagene gilt als in stiller Wahl gewählt.  
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4 Kommt auf diese Weise kein Vorschlag zustande, so hat eine Ersatzwahl zu 
erfolgen, und zwar nach dem Majorzwahlverfahren, wenn es sich um ein einziges 
Mandat handelt, und nach dem Proporzwahlverfahren, wenn gleichzeitig mehrere 
Kandidaten oder Kandidatinnen zu wählen sind. 

 

4bis Die für eine Ersatzwahl Vorgeschlagenen gelten als in stiller Wahl gewählt, 
wenn nicht mehr Kandidaten oder Kandidatinnen zur Wahl vorgeschlagen wer-
den als Stellen zu besetzen sind. 

 

5 Die Namen der Gewählten sind von der Eingabestelle zu publizieren.  

 §  127bis 
III. Nachrücken und Nachnomination von kommunalen Ersatzmitgliedern 

 1 Wird während der Amtsperiode ein nach dem Proporzwahlverfahren bestellter 
Sitz eines Ersatzmitgliedes frei, welches amtet, wenn die ordentlichen Mitglieder 
verhindert sind oder Ausstandsgründe vorliegen, werden auf Antrag der betref-
fenden Liste oder der Gemeinde § 126 Absätze 1 und 3 und § 127 Absätze 1-3 
und 5 sinngemäss angewendet. 

 II. 

      Keine Fremdänderungen. 

 III. 

      Keine Fremdaufhebungen. 

 IV. 

      Der Regierungsrat bestimmt das Inkrafttreten. 

 Solothurn, ... 

 Im Namen des Kantonsrates 
  
Verena Meyer-Burkhard 
Präsidentin 
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Dr. Michael Strebel 
Ratssekretär 

      Dieser Beschluss unterliegt dem ... Referendum. 

 


